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einmal sicher, ob Rohani
überhaupt eine Liberalisie-
rung will. 
SPIEGEL: Werden die Men-
schenrechte unter Prä -
sident Rohani nun mehr
 ge achtet?

Ebadi: Bislang ist die Bilanz
eher verheerend: Noch im-
mer gibt es mindestens tau-
send politische Gefangene.
Und die Anführer der soge-
nannten Grünen Bewegung,
 Mahdi Karrubi und Hossein

Mussawi, werden weiterhin
in ihren Häusern gefangen ge-
halten. Der frühere Reform-
präsident Mohammad Khata-
mi ist aus der Öffentlichkeit
verbannt worden, nicht ein-
mal Fotos von ihm dürfen
 gedruckt werden. Ich sehe
 keine Anzeichen für ein Ende
der Unterdrückung.
SPIEGEL: Wird die sich anbah-
nende Lösung des Atom -
konflikts für die Menschen 
in Iran etwas ändern?
Ebadi: Sollte es im Juni tat-
sächlich ein Abkommen ge-
ben, wird die Welt nicht
mehr so sehr auf das Atom-
programm schauen, sondern
verstärkt auf die Menschen-
rechtsverletzungen – das hoffe
ich jedenfalls. dbe

Iran

„Kein Ende der
Unterdrückung“
Die iranische Friedensnobel-
preisträgerin Shirin Ebadi, 67,
über die Verletzung der
 Menschenrechte in ihrer Heimat

SPIEGEL: Sie leben im Aus-
land, in London, weil Sie
sonst in Ihrer Heimat verhaf-
tet worden wären. Ermutigt
Sie der neue politische Kurs
von Präsident Hassan Rohani
zur Heimkehr?
Ebadi: Der Spielraum des Prä-
sidenten ist sehr begrenzt.
Auch über eine Aussöhnung
im Innern entscheidet Revo -
lutionsführer Ajatollah
 Khamenei. Ich bin mir nicht

Die Kinder und das Meer
Die Idee kam von einem siebenjährigen Schüler: Er hatte den Fisch mit dem
 traurigen Gesicht gezeichnet, den dann an diesem Donnerstag mehr als 
800 Schul kameraden, Lehrer und andere Freiwillige am Strand von Repulse Bay 
in Hongkong mit ihrem Körper formten. Mit ihrer Aktion zum „Kids Ocean 
Day“ wollten sie auf die Zerstörung von Korallenriffen aufmerksam machen. say

Ebadi
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Ausland

Brasilien

Rechte Rebellen
Sie treffen sich in Einkaufs-
zentren und kommunizieren
über Facebook und Whats -
App. Auf Demos tragen sie
die brasilianischen National-
farben und klappern mit Töp-
fen – das haben sie sich bei
den Argentiniern abgeguckt,
die so einst einen Präsidenten
aus dem Amt jagten. Brasi-
liens neue Rechte ist gegen
den Sozialstaat, gegen Steuer-
erhöhungen, gegen die regie-
rende Arbeiterpartei PT und
die Linke im Allgemeinen,
vor allem aber gegen Präsi-
dentin Dilma Rousseff: Deren
Amtsenthebung ist zum

Schlachtruf der neuen ultra -
liberalen Bewegung geworden.
Viele vergleichen die rechten
Rebellen mit der US-amerika-
nischen Tea Party. Früher
war die Rechte in Brasilien
verpönt, sie bestand zumeist
aus älteren Herren der Ober-
schicht, die sich die Rückkehr
der Militärs an die Macht
wünschten. Seit den Massen-
protesten vom Juni 2013 aber
haben sich Zehntausende vor-
wiegend junge Brasilianer
aus der Mittelschicht in Dis-
kussionsforen, Thinktanks
und politischen Organisatio-
nen zusammengeschlossen.
Sie nennen sich „Bewegung
Freies Brasilien“ oder „Komm
auf die Straße!“. Einen An-

führer haben sie nicht, zu
den Oppositionsparteien hal-
ten sie Distanz. „Weniger
Marx, mehr Mises!“, steht
auf ihren T-Shirts, denn der
österreichische Wirtschafts-
wissenschaftler und Liberale
Ludwig von Mises ist ihr
 Vorbild. Viele der Aktivisten
gehören evangelikalen
Pfingstkirchen an. Einen ers-
ten kleinen Sieg konnten sie
jetzt verbuchen: Erstmals hat
sich Oppositionsführer Aécio
Neves, Rousseffs unterle -
gener Herausforderer bei der
letzten Wahl, für die Amts-
enthebung der Präsidentin
ausgesprochen. Damit will er
die Politrebellen für sich ge-
winnen. jgl

Griechenland

Soli für die Armen
Über vier Millionen Griechen
leben unterhalb des Existenz-
minimums. Die Armutsbe-
kämpfung war eine wichtige
Forderung von Syriza im
Wahlkampf, deshalb gibt es
im neuen Kabinett auch eine
Vizeministerin für Gesell-
schaftliche Solidarität. Diese
darf nun, trotz der Geld-
knappheit der Athener Regie-
rung, 200 Millionen Euro für
Bedürftige ausgeben. „Wir
haben es wegen der Krise
hier mit kriegsähnlichen Zu-

ständen zu tun, auch wenn
wir in Zeiten des Friedens le-
ben“, sagt Theano Fotiou, die
Vizeministerin. Seit Montag
kann sich daher jeder Bürger
in „extremer Armut“ auf der
Website des Ministeriums re-
gistrieren. Am ersten Tag
meldeten sich 8666 Griechen.
„Insgesamt erwarten wir
700000 Menschen“, sagt Fo-
tiou. Als extrem arm gilt eine
Familie mit zwei Kindern,
 deren Einkommen weniger
als 4800 Euro im Jahr beträgt.
Die Anmeldungen werden
mit der Steuerverwaltung ab-
geglichen, um Missbrauch zu

verhindern. Die Bedürftigkeit
soll mithilfe eines Punktever-
fahrens ermittelt werden, auf
dieser Grundlage wird die
Hilfe vergeben: 300 Kilowatt-
stunden kostenloser Strom 
im Monat, ein Mietzuschuss
von 70 bis 220 Euro sowie Zu-
schüsse für Lebensmittel. „Wir
bereiten eine Prepaid-Karte
mit Guthaben vor, mit der
beim Metzger, Obsthändler
oder im Supermarkt bezahlt
werden kann“, so die Vize -
ministerin. Das Programm ist
auf neun Monate angelegt,
das Geld dafür kommt aus al-
len Athener Ministerien. kku

Fußnote

4000
Rupien, knapp 60 Euro,
zahlt das indische Ministe-
rium für Stadtentwicklung
jedem Haushalt für den
Bau einer Toilette. Die eine
Hälfte des Geldes wird
 sofort ausbezahlt, die an-
dere erst, wenn Fotos von
der sanitären Anlage vor-
gelegt werden. 636Millio-
nen Inder leben ohne
 Toilette – gefährlich ist
das vor allem für Frauen,
weil sie nachts ihr Haus
verlassen müssen. Bis
2019, so das Ziel der Re-
gierung, soll diese Zahl
bei null liegen. say

Demonstranten in São Paulo


